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Drucksadie 3537 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem 

Bundesgesetz zur Regelung der rückerstattungsrechtlichen 
Geldverbindlichkeiten des Deutschen Reichs und 
gleichgestellter Rechtsträger 
(Bundesrückerstattungsgesetz - BRüG) 

- Drucksachen 2677, 3247, 3444 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Greve 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 202. Sitzung am 5. April 
1957 beschlossene Bundesgesetz zur Regelung der rückerstattungs- 
rechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deutschen Reichs und gleich- 
gestellter Rechtsträger (Bundesrückerstattungsgesetz — BRüG) — 
Drucksachen 2677, 3247 — wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsaussdiuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 23. Mai 1957 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Dr. Greve 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Bundesgesetzes zur Regelung der rückerstattungsreditlichen 
Geldverbindlichkeiten des Deutschen Reichs 
und gleichgestellter Rechtsträger 
(Bundesrückerstattungsgesetz - BRüG) 


1. § 4 

§ 4 erhält folgende Fassung; 

4 4 

Hat ein Dritter feststellbare Vermögens- 
gegenstände entzogen, die anders als durch 
ein entgeltliches Rechtsgeschäft auf einen der 
in § 1 genannten Rechtsträger übergegangen 
sind, so trifft eine nach den Rechtsvorschrif- 
ten zur Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögensgegenstände (§ 11 Nr. 1) gegebene 
Schadensersatzpflicht im Verhältnis zu dem 
Dritten nur diesen Rechtsträger. Ansprüche 
nach den Rechtsvorschriften zur Rückerstat- 
tung feststellbarer Vermögensgegenstände 
(§11 Nr. 1) bleiben unberührt.“ 

2. § 27 Abs. 3 

a) In § 27 Abs. 3 werden die Worte „dem 
Bundesentsdiädigungsgesetz“ ersetzt durch 


die Worte „§§ 189, 231 des Bundesent- 
schädigungsgesetzes“. 

b) In § 27 Abs. 3 werden am Ende nach 
dem Wort „angemeldet“ eingefügt die 
Worte „oder durch Klage vor der Resti- 
tutionskammer eines unzuständigen Land- 
gerichts geltend gemacht“. 

3. § 28 Abs. 3 (neu) 

In § 28 wird folgender neuer Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) § 27 Abs. 3 gilt sinngemäß.“ 

Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 4 und 5. 

4. § 30 Abs. 1 und 2 

In § 30 Abs. 1 und 2 werden die Worte 

„§ 189“ jeweils ersetzt durch die Worte 
189, 231“. 
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